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Architektenrecht. Solange das
Vertragsverletzungsverfahren der
EU-Kommission gegen Deutschland wegen
der HOAI-Mindestsatzregelungen läuft,
müssen Aufstockungsklagen von Architekten
ausgesetzt werden.

LG Dresden, Beschluss vom 8. Februar 2018,
Az. 6 O 1751/15

Vorerst keine Entscheidung über
Honorarklage von Architekten
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DER FALL

In einem Architektenvertrag wurde ein
Pauschalhonorar vereinbart, das unter
demMindestsatz derHOAI lag. Der Archi-
tekt erhebt deshalb eine Aufstockungs-
klage: Er fordert ein Honorar, das nach
dem HOAI-Mindestsatz berechnet ist. Er
begründet es damit, dass die vereinbarte
Pauschale den preisrechtlich zwingenden
Mindestsatz unterschreite. Die Honorar-
klage wäre nach derzeitiger Rechtslage
begründet, da eine Unterschreitung des

Mindestsatzes nur ausnahmsweise zuläs-
sig ist, was hier aber nicht der Fall ist. Das
Landgericht Dresden setzt das Verfahren
aus und legt dem Europäischen Gerichts-
hof die Frage zur Vorabentscheidung vor,
ob die nationale Regelung der HOAI
wegen der dortigen Mindestsätze gegen
Art. 15 der Dienstleistungsrichtlinie ver-
stoße und damit unionsrechtswidrig sei
(EuGH, Rs. C-137/18, anhängig).
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DIE FOLGEN

Nach der deutschen Rechtslage ist eine
Aufstockungsklage erfolgreich. Mit Blick
darauf, dass gegen die Bundesrepublik
Deutschland schon ein Vertragsverlet-
zungsverfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof anhängig ist, weil die verbind-
lichen Mindesthonorare für Architekten
und Ingenieure nach Maßgabe der HOAI

aufrecht erhalten werden, sieht sich das
Landgericht Dresden dazu gezwungen,
die Sache dort klären zu lassen. Denn
wenn die maßgeblichen Vorschriften der
HOAI unionsrechtswidrig sind, kann einer
solchen Aufstockungsklage nicht mehr
stattgegeben werden. Das Europäische
Recht hat nämlich Vorrang.
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WAS IST ZU TUN?

Es gibt andere Gerichte, die eine solche
Vorlage abgelehnt haben, etwa das Ober-
landesgericht Stuttgart und das Oberlan-
desgericht Naumburg. Die Gerichte dort
begründeten das jeweils damit, dass es
zwingende Gründe des allgemeinen Inte-
resses gebe, die für die Mindesthonorar-
regelungen sprächen. Damit bewegen sie
sich aber auf glattem Eis, da das auf einer
rein nationalen Betrachtungsweise fußt
und nicht den unionsrechtlichenMaßstab
berücksichtigt, der hier entscheidend ist.
Über die Frage, ob das Preisrecht der
HOAI mit der Dienstleistungsrichtlinie
vereinbar ist, wird sicherlich noch in die-

sem Jahr der Europäische Gerichtshof
entscheiden. Aufstockungsklagen liegen
bis dahin unter dem Damoklesschwert
der Aussetzungsgefahr und sind auch in
der Sache stark risikobehaftet. Denn dass
der Europäische Gerichtshof das Preis-
recht kippt, ist wahrscheinlicher, als
manch HOAI-Gläubiger in Deutschland
immer noch denkt. Selbst die Bundesar-
chitektenkammer geht von einem solchen
Szenario aus und sieht sogar Altfälle
bedroht, also Fälle, in denen der Vertrag
vor dem bevorstehenden Urteil geschlos-
sen wurde. Damit wäre die Aufstockungs-
klage tot. ahl

Rechtsanwältin
Dr. Pascale

Liebschwager
von RWP

Rechtsanwälte
Quelle: RWP

Vergaberecht. Setzt ein Auftraggeber
versehentlich eine zu lange Frist zur
Nachlieferung fehlender
Angebotsunterlagen, darf der
Bieter diese verlängerte Frist
auch nutzen.

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 3. April 2019,
Az. Verg 49/18

Kein Bieterausschluss, wenn
Auftraggeber falsche Frist setzt
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DER FALL

Ein Auftraggeber schrieb europaweit Bau-
leistungen im offenen Verfahren aus.
Nach der Angebotsabgabe forderte er
einen Bieter dazu auf, fehlende Unterla-
gen binnen zehn Kalendertagen nachzu-
liefern. Allerdings muss eine solche Frist
zwingend auf sechs Kalendertage festge-
legt werden (§ 16a EUVOB/A). Das Unter-
nehmen kam der Aufforderung des Auf-
traggebers ordnungsgemäß nach und

sollte auch den Zuschlag erhalten. Hierge-
gen wehrte sich ein Wettbewerber mit
einem Nachprüfungsantrag. Der Bieter
hätte nach seiner Auffassung zwingend
von der Auftragsvergabe ausgeschlossen
werden müssen, weil er die fehlenden
Angebotsunterlagen nicht innerhalb der
gesetzlich vorgesehenen Frist von sechs
Kalendertagen vorgelegt hatte.
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DIE FOLGEN

Der Nachprüfungsantrag hatte keinen
Erfolg. Nach Auffassung des OLG Düssel-
dorf hat der Auftraggeber zwar einen
objektiven Vergaberechtsverstoß began-
gen, indem er eine längere Frist zur Nach-
lieferungder fehlendenUnterlagen festge-
legt hatte als in § 16a EU VOB/A vorgese-
hen. Doch das führt nicht zwangsläufig
dazu, dass der Bieter ausgeschlossenwird.
Denn er durfte darauf vertrauen, dass sein

Angebot nicht ausgeschlossen wird, wenn
er die gesetzlich vorgesehene Frist von
sechs Kalendertagen überschreitet. Ein
Ausschluss würde ausnahmsweise nur
dann in Betracht kommen, wenn die fal-
sche Frist aus sachfremden und manipu-
lativen Gründen gesetzt wurde, die nicht
mit dem vergaberechtlichen Wettbe-
werbs- und Gleichbehandlungsgrundsatz
zu vereinbaren wären.
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WAS IST ZU TUN?

Auftraggeber sollten bei ihren Verfahrens-
entscheidungen die gesetzlichen Vorga-
ben sehr genau einhalten, um sich nicht
denVorwürfen einzelner Bieter ausgesetzt
zu sehen, Entscheidungen einseitig
zugunsten bestimmter Unternehmen zu
treffen. Dies gilt insbesondere, wenn Fris-
ten für die Nachlieferung von fehlenden
Unterlagen festgelegt werden. Allerdings
sollte man bei der Fristbestimmung nach
§ 16a EUVOB/A schon jetzt imHinterkopf
behalten, dass diese Regelung in Kürze
aufgeweicht wird. So sieht die neue Fas-
sung der EU VOB/A vor, dass die Frist

sechs Kalendertage „nicht überschreiten
soll“. Damit erhalten Auftraggeber
zukünftig bei Bauvergaben erstmals Spiel-
räume bei der Festlegung der Nachliefe-
rungsfrist. Das gilt allerdings erst, wenn
die neue EU VOB/A in Kraft getreten ist,
wozu Bund und Länder noch entspre-
chende Vorschriften erlassen müssen.
Bietende Unternehmen sollten in jedem
Fall die vom Auftraggeber gesetzten Fris-
ten penibel einhalten, um keinen Aus-
schluss zu riskieren. Dies gilt sowohl für
Vergaben nach der aktuellen als auch
nach der neuen EU VOB/A. ahl

Rechtsanwalt
Mathias Münch
von BRL Boege

Rohde Luebbehuesen
Urheber: Jörg Friedrich

Vollstreckungsrecht. Bewohnt der
Schuldner bei der Beschlagnahme die
Immobilie, erhält er die Räume, die er für
seinen Hausstand braucht, entgeltfrei
überlassen. Die Betriebskosten muss er aber
selbst zahlen.

LG Verden, Beschluss vom 17. Mai 2018,
Az. 6 T 97/17

Schuldner muss keine Miete
zahlen, aber die Betriebskosten
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DER FALL

Über einGrundstück, auf demder Schuld-
ner als Eigentümer selbst wohnt, wird die
Zwangsverwaltung angeordnet. Seine
Wohnräume darf er kostenlos weiter nut-
zen. Anschließend verlangt der Eigentü-
mer aber vom Zwangsverwalter, dass der
für ihn diverse Gebührenbescheide und
Pfändungsankündigungen über öffentli-
che Lasten übernehmen soll, nämlich die

Kosten für Abwasserentsorgung, Abfallge-
bühren und Grundsteuern. Das Amtsge-
richt solle denZwangsverwalter anweisen,
die Zahlungsansprüche zu übernehmen
und zu erfüllen, beantragt der Schuldner.
Hilfsweise soll das Gericht vom Gläubiger
einen entsprechenden Kostenvorschuss
fordernundbeiNichtzahlungdie Zwangs-
verwaltung aufheben.
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DIE FOLGEN

Das Amtsgericht weist den Antrag zurück.
In der nächsten Instanz erlegt das Land-
gericht – die Zwangsverwaltung war
inzwischen aufgehoben worden – dem
Schuldner die Kosten auf. Zwar müssen
einem Schuldner die Räume, die er zum
Zeitpunkt bewohnt, in dem das Grund-
stück beschlagnahmt wird und die er für
seinen Hausstand benötigt, überlassen
werden. Eine Miete oder Nutzungsent-

schädigung braucht er dafür nicht zahlen.
Das gilt jedoch nicht für Betriebskosten
wie hier die Entsorgungskosten und
Grundsteuern. Öffentliche Lasten wie
Kosten der Entwässerung, Müllbeseiti-
gung und Grundsteuer sind in der
Betriebskostenverordnung genannt und
somit Betriebskosten, die vom Schuldner
selbst zu tragen sind.
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WAS IST ZU TUN?

Wohnt ein Schuldner in der beschlag-
nahmten Immobilie und benötigt er sie
zum Wohnen für sich und/oder seine
Familie, hat er nach § 149 Abs. 1 ZVG
einen einklagbaren Rechtsanspruch
darauf, dass ihmdieWohnräume gelassen
werden. Nur ausnahmsweise muss er die
Wohnung räumen – nämlich dann, wenn
von ihm eine Gefahr für das Grundstück
ausgeht. Für seinen Unterhalt sowie für
Strom, Heizung und laufende Betriebs-
kosten muss der Schuldner allerdings
selbst sorgen. Zwar muss der Zwangsver-
walter gemäß §§ 155, 156 ZVG von den
Einnahmen die Verfahrenskosten und die

offen gebliebenen, laufenden öffentlichen
Lasten abziehen, bevor die Überschüsse
verteilt werden. Nach der Rangfolge des
Zwangsversteigerungsgesetzes gehen
dabei die Ansprüche aus öffentlichen Las-
ten –Rückständeder letzten vier Jahreund
laufende Beträge (§ 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG)
einschließlich der Grundsteuer – den
anderen Gläubigerforderungen im Rang
vor. Das stellt jedoch den Schuldner, der
im Objekt wohnt, nicht von seiner Ver-
pflichtung frei, die Betriebskosten selbst
zu bezahlen. ahl

Rechtsanwalt
Dr. Michael Schultz

von Schultz
und Seldeneck

Quelle: Schultz und Seldeneck

Mietrecht. Ansprüche des
Vermieters beginnen ab
dem Zeitpunkt zu
verjähren, in dem er
die Mietsache vom
Mieter zurückerhält.

BGH, Urteil vom 27. Februar 2019,
Az. XII ZR 63/18

Verjährung startet, sobald der
Mieter die Räume zurückgibt
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DER FALL

Ein Bundesland hatte den Mietvertrag
über ein Bürohaus gekündigt, das es als
Gerichtsstandort angemietet hatte. Laut
Vertrag sollten die Räumemit Beendigung
des Mietverhältnisses vollständig ge-
räumt, zurückgebaut und in fachgerecht
renoviertem und, soweit nötig, instandge-
setztem Zustand zurückgegeben werden,
oder es sollte auf Verlangen der Vermiete-
rin ein angemessener Geldbetrag bezahlt
werden. Das Land räumte das Gerichtsge-
bäude zwar, entfernte aber nicht die Ein-
bauten, die es vorgenommen hatte, und
übergab auch der Vermieterin die Schlüs-

sel nicht. Es bot mit einem Anwaltsschrei-
ben die sofortige Rückgabe an und schlug
unter Hinweis auf die Regelungen im
Mietvertrag einen kurzfristigen Vor-Ort-
Termin vor. Es kam zu einem Besichti-
gungstermin, und die Vermieterin for-
derte das Land zu Rückbauten und
Instandsetzungsmaßnahmen auf, die teil-
weise durchgeführt wurden. Erst dann
wurde das Gebäude übergeben. Sechs
Monate nach dieser Übergabe reichte die
Vermieterin Klage ein, da noch weitere
Mängel beseitigt werden mussten. Das
Land hielt die Ansprüche für verjährt.
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DIE FOLGEN

Die kurze sechsmonatige Verjährung
beginnt nach § 548 BGB genau dann,
wenn der Vermieter die Mietsache
zurückerhält. Das Berufungsgericht war
der Ansicht, der Vermieter hätte dasAnge-
bot der sofortigen Übergabe annehmen
müssen und habe sich deswegen in
Annahmeverzug befunden. Dadurch sei
die kurze Verjährungsfrist ausgelöst wor-
den. Der BGH sieht das anders: Der Rück-
erhalt im Sinne des § 548 BGB setzt grund-
sätzlich voraus, dass der Vermieter wieder

in den Besitz der Mietsache kommt. Denn
er kann sich erst dann ungestört ein
umfassendes Bild von Veränderungen
oder Verschlechterungen machen, wenn
er die „unmittelbare Sachherrschaft“ über
die Räume erhält. Zudemmuss derMieter
den Besitz vollständig und unzweideutig
aufgeben – das war hier nicht der Fall.
Dass der Vermieter vorübergehend die
Möglichkeit hat, die Mieträume besichti-
gen zu lassen, während sie noch im Besitz
des Mieters sind, genügt nicht.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

So sehr es sich im Einzelfall anbieten
kann, über die Modalitäten eines Rück-
baus, die Einzelheiten von Schönheitsre-
paraturen oder die Notwendigkeit von
Instandsetzungsarbeiten zu verhandeln:
Der Lauf der kurzen sechsmonatigen Ver-
jährungsfrist beginnt erst mit der Besitz-
übergabe. Es liegt also im Interesse vor

allem des Mieters, zeitnah mit dem Ver-
mieter zu klären, welche Maßnahmen er
noch durchzuführen hat. Vermietern wie-
derum ist zu raten, bei einem vorbehaltlo-
semAngebot zurRückgabe vorsorglichdie
kurze Verjährungsfrist zu notieren. ahl
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